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Stand der Verhandlungen zum KIT-Gesetz II 
 
Seit Juni 2011 haben mehrere Verhand-
lungen zwischen dem Landesministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
(MWK), dem KIT-Präsidium und Personal-
rat (PR – jeweils verstärkt durch die Vorsit-
zende des Hauptpersonalrats) stattgefun-
den: 
Juni: 
- Verhandlung PR und MWK (ohne Prä-
sidium) 
- Verhandlung PR, MWK, Präsidium 
Juli: 
- Verhandlung PR, MWK, Präsidium 
- Verhandlung PR, Präsidium im Juli 
- Gespräch PR mit Wissenschaftsminis-
terin Bauer 
- Gespräch Präsidium mit Wissen-
schaftsministerin Bauer 
August: 
- Gespräch PR, Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
 
In den ersten zwei Verhandlungsrunden mit 
dem Ministerium wurde ein Papier des 
Personalrats mit 14 Punkten in 4 Blöcken 
diskutiert (siehe Aufstellung rechts). 
 
Als Fazit nach diesen zwei Runden stellte 
der Personalrat fest, dass sich bei den 
wichtigen Punkten wenig zu seinen und der 
Beschäftigten Gunsten bewegte. Der Per-
sonalrat wurde vom Ministerium aufgefor-
dert, zum einen und anderen Punkt weitere 
Details oder Kompromisslösungen vorzule-
gen. Dies erledigte der Personalrat in ei-
nem fünfseitigen Schreiben (siehe Anhang 
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in diesem PR-Info), das dann Grundlage 
für die dritte Verhandlungsrunde war.  
Nachdem in dieser dritten Runde festge-
stellt wurde, dass die Verhandlungen fest-
gefahren sind, folgten alle Beteiligten dem 
Vorschlag des Personalrats, in einem Ge-
spräch mit Wissenschaftsministerin Bauer 
eine Entscheidung herbeizuführen. Die be-
reits vereinbarten Verhandlungstermine mit 
dem Ministerium wurden daraufhin von den 
Teilnehmer(inne)n aufgehoben. Der Perso-
nalrat signalisierte dennoch Bereitschaft, 
auch weiterhin intern mit dem Präsidium zu 
verhandeln. 
 
Eine weitere interne Verhandlung mit Ver-
treter(inne)n des Präsidiums fand statt. Es 
wurde fair diskutiert und die gegenseitigen 
Argumente ernst genommen, was für beide 
Seiten zu einem annehmbaren Kompro-
miss führte. Das Personalratsgremium 
stimmte daraufhin diesem Kompromiss in 
seiner darauffolgenden Sitzung zu. Leider 
wurde das erzielte Ergebnis kurz darauf 
vom Präsidium widerrufen. Der Kompro-
miss ist damit hinfällig. 
 
Es folgte das Gespräch mit Ministerin Bau-
er - inklusive 11 weiteren hochrangigen 
Vertreter(inne)n des Ministeriums. Die Ar-
gumente wurden nochmals ausgetauscht 
und auf beiden Seiten aufmerksam zuge-
hört. Der Personalrat verwies auf den Koa-
litionsvertrag, in dem die Erweiterung der 
Autonomie mit der Stärkung der inneren 
Demokratie gekoppelt wird. Autonomie ist 
sinnvoll, wenn vor Ort schnell und mit 
Kenntnis der internen Prozesse gehandelt 
werden muss. Das Ministerium sollte sich 
da zurückhalten, wo es nicht nötig ist. Au-
tonomie hat aber auch ihre Gefahren. Eine 
autonome Wissenschaftseinrichtung kann 
leichter als andere das Gemeinwohl des 
Staates, also gute Wissenschaft und Lehre 
zu betreiben, aus dem Auge verlieren, 
wenn im Konkurrenzkampf mit anderen 
Einrichtungen nach den meisten Veröffent-
lichungen, Ausgründungen oder Patenten 
geschaut wird. Eigeninteressen werden 
dann wichtiger als der staatliche Auftrag. 
Eine weitere Gefahr von Autonomie ist die 
große Macht des Präsidiums. Wenn diese  
gestärkt wird, muss auch die Kontrolle ge-
stärkt werden. Das kann durch innere De-
mokratie geschehen, durch die Stärkung 
der Mitbestimmungsgremien.  
 
Dass diese Gefahren der Autonomie keine 
Hirngespinste oder graue Theorie sind, 
zeigen die vergangenen knapp zwei Jahre 
KIT. Obwohl noch nicht autonom, war für 
alle Beschäftigten die Stärkung des Präsi-
diums offensichtlich. Mitbestimmung gibt es 
genau da, wo es das Gesetz explizit vor-
schreibt – sonst nicht. Aus dem Aufsichts-
rat durfte niemand berichten (nach langer 
Auseinandersetzung gibt es nun eine vom 
Aufsichtsratsvorsitzenden autorisierte Zu-
sammenfassung); bei der Verhandlung der 
Geschäftsordnung des Gemeinsamen Aus-
schusses für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten wurde bei Sachverhalten ein Jahr lang 
um Worte gerungen, die durch das KIT-
Gesetz bereits feststanden; im Senat gibt 
es Kommissionen, in denen das Präsidium 
mehr Mitglieder stellt als Beschäftige, Stu-
dierende und Professor(inne)n zusammen. 
Das finden die Beschäftigten bedrohlich – 
auch die nun weiter auszubauende Auto-
nomie, die durch die Arbeitgeber- und 
Dienstherreneigenschaft die Landes-
Beschäftigten zu KIT-Beschäftigten macht. 
Das, was wir Beschäftigten als Vorteil da-
bei sahen – den besseren Tarifvertrag – 
wurde nicht umgesetzt. Begründungen, 
verständliche Argumente, wozu der ganze 
Aufwand notwendig ist, wurden nicht vor-
gebracht. So bleibt einzig als Vorteil für den 
Arbeitgeber der flexible Umgang mit den 
Beschäftigten. Dies fordert die TU9, ein 
Zusammenschluss der 9 führenden Tech-
nischen Universitäten Deutschlands in ih-
rem Positionspapier „Personalstruktur“. Sie 
stellt fest, dass sich „dringende Verände-
rungsnotwendigkeiten der Personalstruktu-
ren“ ergeben. Unter Punkt „e) Lockerung 
von Kündigungsschutzregelungen“ ist aus-
geführt, dass z.B. bei der Schließung von 
Instituten oder Betriebsteilen auch „be-
triebsbedingte Kündigungen kein grund-
sätzliches Tabuthema darstellen“ dürfen. 
„Neben der Herbeiführung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die genannten 
Maßnahmen sind, falls noch nicht gesche-
hen, weitgehende Freiheiten bezogen auf 
die finanzielle Eigenverantwortung wie 
auch die Dienstherreneigenschaft und Ta-
rifhoheit unabdingbar.“ Die rechtlichen 
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Rahmenbedingungen, die bereits „gesche-
hen“ sind, sind u.a. das Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz mit seinen endlos mögli-
chen befristeten Arbeitsverträgen. Aber das 
reicht noch nicht für die „speziellen Anfor-
derungen des Wissenschaftsbetriebs“. „Die 
Übertragung von Dienstherreneigenschaft 
und Tarifhoheit gäbe den Hochschulen die 
Möglichkeit, in wettbewerblicher Abgren-
zung eigenverantwortlich die Rahmenbe-
dingungen des Personaleinsatzes zu ges-
talten und den Erfolg der Personalpolitik 
selbst zu steuern und auch zu verantwor-
ten.“ Die Dienstherren- und Arbeitgeberei-
genschaft sind also die Mittel, um zusätz-
lich zu den befristeten Arbeitsverträgen fle-
xible Bedingungen für die Beschäftigten in 
der TU9 (KIT ist Mitglied) zu schaffen. Fle-
xibel sollen Institute und andere Be-
triebsteile geschlossen werden können, 
ohne Rücksicht auf die Beschäftigten neh-
men zu müssen.  
 
Der Personalrat kann nicht verhindern, 
dass die TU9, dessen Gründungspräsident 
Prof. Hippler ist, solche Ziele verfolgt. Er 
wird sich aber dafür einsetzen, dass sie im 
KIT nicht umgesetzt werden. Deshalb muss 
im KIT-II-Gesetz die innere Demokratie 
ausgebaut werden. Entscheidungs- und 
Mitbestimmungsgremien wie Aufsichtsrat, 
Senat, UStA und Personalrat müssen mit-
einander verzahnt sein, dass Mitglieder des 
einen Gremiums sich mit Mitgliedern der 
anderen Gremien über die anliegenden 
Themen austauschen können. Es müssen 
Arbeitnehmer(inne)n im Aufsichtsrat aus-
reichend vertreten sein. Mitbestimmung 
und Partizipation muss auch auf unteren 
Ebenen, wie in den Instituten und Abteilun-
gen, in Wissenschaftsbereichen wie in 
Dienstleistungseinheiten verankert und ge-
lebt werden.  
 
Der Personalrat möchte zum Gelingen des 
KIT beitragen. Das ist nur mit den KIT-
Beschäftigten zusammen möglich. Das 
Präsidium kann nun im Rahmen der KIT II-
Gesetzgebung mit Taten zeigen, dass KIT 
auch für seine Beschäftigten eine gute Sa-
che ist. Dazu gehören gute Arbeitsbedin-
gungen für Alle und Sicherheit des Arbeits-
platzes für diejenigen, die sich nicht mehr 
in ihrer Qualifizierungsphase befinden. 
 
Dies trug der Personalrat der Ministerin 
vor. Anschließend wurden Punkt für Punkt 
die Forderungen des Personalrats disku-
tiert (siehe Anhang 1 dieses PR-Infos) und 
Argumente für und wider ausgetauscht. Da 
die Verhandlungen noch nicht abgeschlos-
sen sind, kann hier leider nicht über die 
verschiedenen Positionen berichtet wer-
den.  
 
Eine Entscheidung gab es nicht. Erst sollte 
noch das KIT-Präsidium angehört werden. 
Bis Redaktionsschluss ist nicht bekannt, 
wie es in diesem Prozess nun weiter geht.  
Der Personalrat wird Sie weiter über den 
aktuellen Stand informieren.  
 
 
Weitere Aktivitäten außerhalb des 
Personalrats 
 
Andere Gremien und vor allem KIT-
Beschäftigte blieben nicht untätig. Der Per-
sonalrat erfuhr von mehreren Initiativen, die 
sich unabhängig voneinander an das Minis-
terium in Stuttgart wandten: 
 
- eine Initiative  von Akademischen 
Mitarbeiter(inne)n zur mangelnden 
Demokratie im KIT und den Auswir-
kungen der Finanzierungslücke auf 
die Lehre 
- ein Brief von Senatsmitgliedern zu 
mehr Mitbestimmung im Senat 
- ein Brief von Professor(inne)n an 
die Ministerin (Inhalt unbekannt) 
- eine Presseerklärung mit Forderun-
gen der Studierenden   
- eine Stellungnahme der Gewerk-
schaft ver.di zu KIT und dem Koali-
tionsvertrag 
 
Die zwei zuletzt genannten Erklärungen 
sind als Anhang 2 und 3 diesem PR-Info 
beigefügt. 
Impressum: 
 
Herausgeber von PR-Info: KIT-Personalrat. 
Verantwortliche Redakteurinnen und Redakteure 
sind die Mitglieder des Personalrats. 
Kritik und Anregungen sind erwünscht. 
E-Mail: personalrat@kit.edu 
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... bei unserem letzten Treffen wurde 
der Personalrat zu einer Reihe von 
Punkten gebeten, weitere Details schrift-
lich nachzuliefern bzw. Alternativlösun-
gen auszuarbeiten. Das wollen wir mit 
diesem Schreiben tun.  
Wir möchten auf diesem Wege aber da-
rauf hinweisen, dass nicht nur der Per-
sonalrat konstruktiv an der Kompro-
misssuche zu beteiligen ist. So haben 
wir beispielsweise immer noch keine 
überzeugenden Argumente für die KIT-
Arbeitgeber- und Dienstherreneigen-
schaft bekommen – insbesondere seit 
das Eckpunktepapier den TV-L als ge-
meinsamen KIT-Tarifvertrag vorsieht. 
Hierzu wollen wir Sie bzw. das KIT-
Präsidium bitten, für den Personalrat ei-
ne Liste mit Argumenten aufzustellen. 
Die Frage nach dem Tarifvertrag ist eine 
eindeutig politische. Deshalb bitten wir 
Sie, ein Gespräch mit der Ministerin für 
uns zu arrangieren.  
Der Personalrat beantwortet die „Haus-
aufgaben“ folgendermaßen: 
 
Stufenverfahren 
Beim Übergang der Arbeitgeber- und 
Dienstherreneigenschaft vom Land zum 
KIT entfällt für diejenigen Beschäftigten, 
die der Überleitung nicht widersprechen, 
das Stufenverfahren (§ 69 Abs. 3, § 72 
Abs. 4) - insofern es durch das Gesetz 
nicht anders geregelt wird. Damit kann 
der Arbeitgeber bei Mitwirkungsverfah-
ren und Mitbestimmungsverfahren we-
gen des weitgehenden Wegfalls des 
Letztentscheids der Einigungsstelle im 
Konfliktfall ohne Einigungsdruck alleine 
entscheiden.  
Für Beschäftigte, die der Überleitung 
widersprechen und Landesbeschäftigte 
bleiben, bleibt das Stufenverfahren er-
halten. Geht es dabei beispielsweise um 
organisatorische Maßnahmen, kann 
dies zu der kuriosen Situation führen, 
dass das Mitbestimmungsverfahren für 
Landesbeschäftigte zu einem anderen 
Ergebnis führt als das für KIT-
Beschäftigte. Das darf nicht sein. 
Beim Übergang des Forschungszent-
rums zum KIT verlor der damalige Be-
triebsrat die letztentscheidende Eini-
gungsstelle. Trotz Verschlechterung der 
Mitbestimmungslage ließ sich der da-
malige Betriebsrat überzeugen, dass mit 
der Rechtsform "Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts" und den damaligen 
politischen Mehrheitsverhältnissen sich 
der Besitzstand nicht wahren lässt. Nun 
ist die Situation anders: die Beibehal-
tung des Stufenverfahrens verstößt 
nicht gegen geltendes Recht, und die 
Aussagen im Koalitionsvertrag verspre-
chen eine mitbestimmungsfreundliche 
Einstellung der Politik. Es wäre völlig 
kontraproduktiv, jetzt die Mitbestimmung 
weiter zu verschlechtern. 
Insbesondere bei den Mitwirkungsange-
legenheiten würden ohne Stufenverfah-
ren nicht nur die Beschäftigten des 
Großforschungsbereichs weitere Mitwir-
kungsrechte verlieren, sondern auch die 
Beschäftigten der Universität. Das war 
im ersten KIT-Gesetz nicht der Fall. 
Das Entfallen des Stufenverfahrens 
könnte den Anteil der Widersprecher 
signifikant erhöhen, wenn den Beschäf-
tigten deutlich wird, dass der soziale 
Schutz etwa vor einer mitwirkungspflich-
tigen Abmahnung oder Kündigung für 
Landesbeschäftigte höher ist als für 
KIT-Beschäftigte.  
Deshalb will der Personalrat das Stu-
fenverfahren bei der übergeordneten 
Dienststelle, die es bei den Widerspre-
chenden ohnehin geben muss, beibe-
halten. 
Die Alternative, den Aufsichtsrat (bzw. 
einzelne Personen des Aufsichtsrats 
(z.B. Vertreter des Ministeriums) bzw. 
ein Ausschuss des Aufsichtsrats) als 
zweite Instanz vorzusehen, verwirft der 
Personalrat, da ansonsten eine Spal-
tung der Landes- bzw. KIT-
Beschäftigten vorgenommen wird. KIT 
will Spaltungen wie die in Beschäftigte 
des Großforschungs- und diejenigen 
des Universitätsbereichs aufheben. Es 
dürfen durch die Arbeitgebereigenschaft 
nicht neue Spaltungen mit Beschäftigten 
mit besseren bzw. mit schlechteren Mit-
bestimmungsrechten eingeführt werden. 
Es wäre überaus kontraproduktiv für 
das KIT, hätte in Zukunft ein Teil der 
Beschäftigten das passive und aktive 
Anhang 1: Schreiben des Personalrats an das Ministerium am 29.6.2011: 
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 5 
Wahlrecht für die Hauptpersonalrats-
wahlen und der andere nicht. 
 
Aufsichtsrat 
Das jetzige KIT-Gesetz sieht maximal 
drei interne Beschäftigte als Aufsichts-
ratsmitglieder vor. Die Findungskom-
mission besteht aus Ministeriums- und 
Senatsvertretern. Die Arbeitnehmer 
kommen darin nicht explizit vor. Es ist 
deshalb unwahrscheinlich, dass typi-
sche Arbeitnehmervertreter wie Perso-
nalräte oder Gewerkschaftsvertreter von 
der Findungskommission bestimmt wer-
den. Dies führt angesichts des Rück-
zugs des Staates (Abgeben der Fach-
aufsicht, Abgeben der Dienstherren- 
und Arbeitgebereigenschaft, teilweises 
Abgeben der Bauherreneigenschaft, 
Lockerung des Vergaberahmens für die 
Professorenbesoldung, ...) zu einer Ver-
schiebung der Verantwortung vom Staat 
zum Aufsichtsrat. In der bisher vorge-
gebenen Besetzung des Aufsichtsrats 
kann dieser seiner Verantwortung nicht 
voll gerecht werden, da die hierfür er-
forderlichen Einblicke in interne Prozes-
se des KIT bei externen Mitgliedern 
nicht ausreichend vorhanden sind. Das 
Gremium ist somit meist gezwungen, 
den Ausführungen und Entscheidungs-
vorlagen des Präsidiums zu folgen. Der 
Personalrat ist dagegen, dass die abge-
gebene Verantwortung des Staates ein-
seitig auf das Präsidium übergeht. 
Stattdessen muss die Verantwortung 
der internen Selbstverwaltungs- und 
Mitbestimmungsgremien gestärkt wer-
den. So steht es im Koalitionsvertrag.  
Eine vom Personalrat und der Hans 
Böckler Stiftung veranstaltete Tagung 
im Juni 2011 zeigte als klares Ergebnis, 
dass bei zunehmender Autonomie einer 
Wissenschaftseinrichtung durch den 
Rückzug des Staates eine Verantwor-
tungslücke entsteht. Wenn sie nicht ge-
füllt wird, stärkt dieser Prozess das un-
gehinderte Durchgreifen des Präsidi-
ums. Die Verantwortungslücke kann nur 
durch Stärkung der internen demokrati-
schen Gremien und Prozesse gefüllt 
werden. Eine Maßnahme ist die Vertre-
tung von Arbeitnehmern mit mindestens 
einer Drittelbeteiligung im Aufsichtsrat.  
Vor der KIT-Fusion gab es im For-
schungszentrum einen Aufsichtsrat, in 
dem zu einem Viertel gewählte Beschäf-
tigte vertreten waren. Das KIT nannte 
sein Aufsichtsgremium zwar "Aufsichts-
rat", übernahm aber die Besetzungs-
modalitäten des Aufsichtsrats (nur ex-
terne Vertreter) vom Hochschulrat der 
Universität. In KIT-Phase 2 werden we-
sentliche Elemente nach dem Vorbild 
der "unternehmerischen" Hochschule 
eingeführt. Es ist nicht angemessen, 
wenn die Struktur der Besetzung dieses 
wichtigsten Gremiums des KIT von der 
ehemaligen staatlichen Einrichtung Uni-
versität unverändert übernommen wird.  
Die angesprochene Tagung, auf der 
mehrere Mitglieder von Hochschul- und 
Aufsichtsräten vertreten waren, zeigte 
als eindeutiges Ergebnis, dass ein rein 
extern besetztes Gremium seiner Auf-
sichtspflicht nicht angemessen nach-
kommen kann. Es fehlt ein tiefer gehen-
des Verständnis der internen Prozesse, 
das nur Beschäftigte in ausreichender 
Zahl vermitteln können. Dieses Ver-
ständnis ist für die strategischen Ent-
scheidungen des Aufsichtsrats aber we-
sentlich. Für Unternehmen gilt die pari-
tätische oder Drittel-Beteiligung von Ar-
beitnehmern im Aufsichtsrat. Auch eini-
ge Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts wie etwa die Sparkassen ken-
nen die Drittel-Beteiligung von Arbeit-
nehmer(inne)n im Aufsichtsrat. Der Auf-
sichtsrat trifft strategische Entscheidun-
gen, die zu strukturellen Veränderungen 
und damit auch zu veränderten Arbeits-
bedingungen führen. Wie kann dies oh-
ne Beteiligung der Arbeitnehmervertre-
ter erfolgreich bewerkstelligt werden? 
Die Beschäftigten sind das wichtigste 
Kapital und die wichtigste Ressource 
einer Wissenschaftseinrichtung. Sie 
sind vor allem diejenigen, welche Ver-
änderungen möglichst reibungsfrei um-
setzen müssen. Dies kann nur durch ih-
re Einbindung in die Entscheidungs-
strukturen erreicht werden.  
Die zwei Biedenkopfkommissionen zur 
Unternehmensmitbestimmung haben 
eindrücklich gezeigt, dass das Mitbe-
stimmungsmodell für Unternehmen zeit-
gemäß ist. Selbst die Arbeitgebervertre-
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 6 
ter in der Kommission plädierten nicht 
für die Abschaffung der paritätischen 
bzw. Drittel-Beteiligung der Arbeitneh-
mer.  
Was ist am "unternehmerischen" KIT 
soviel anders, um eine den Industrieun-
ternehmen völlig entgegen gesetzte und 
damit für die Arbeitnehmer faktisch ab-
geschaffte Mitbestimmung auf Unter-
nehmensebene zu begründen? Der 
Personalrat hat bisher auf diese Fragen 
keine überzeugenden Antworten erhal-
ten und bittet das MWK bzw. das KIT-
Präsidium um eine schriftliche Stellung-
nahme zu den vorgetragenen Punkten.  
 
Ausgestaltung des Widerspruchs-
rechts 
Beim Übergang der Arbeitgeber- und 
Dienstherreneigenschaft vom Land zum 
KIT wird den Beschäftigten gemäß Eck-
punktepapier vom April 2011 per Gesetz 
ein Widerspruchsrecht eingeräumt. Den 
Widersprechenden dürfen gegenüber 
den übrigen Beschäftigten keine Nach-
teile entstehen. Dies gilt insbesondere 
für 
1. die volle (mitgliedschaftliche) Ein-
gliederung in die Organisation 
2. ein gleiches aktives und passives 
Wahlrecht für alle Organe und Gre-
mien (Senat, Fakultätsrat, Personal-
rat, ...) sowie Beauftragte (für Chan-
cengleichheit, Schwerbehinderte, 
Datenschutz, ...) 
3. einen Nachteilsausgleich bei Ausgrün-
dungen, betriebsbedingten Schließun-
gen, ... 
4. die Anwendung interner Richtlinien, 
Dienstvereinbarungen 
5. die Behandlung bzw. Personenaus-
wahl bei Rufbereitschaft, Überstun-
den, Urlaubsplanung, ... 
6. die Nutzung sozialer Einrichtungen 
des KIT (KiTa, Werkverkehr, Woh-
nungsvergabe, Betriebsausflug ...) 
7. die Fort- und Weiterbildung 
8. die Inanspruchnahme von Zulagen 
 
Das Widerspruchsrecht muss auf die 
Beamten und Beamtinnen des KIT zu 
den gleichen Bedingungen wie bei den 
Arbeitnehmern übertragen werden. Allen 
Beschäftigten sollte ein unbefristetes 
Rückkehrrecht bzw. ein unbefristetes 
Recht zur Rücknahme ihres Wider-
spruchs eingeräumt werden. Sollte die 
rechtliche Grundlage des KIT sich än-
dern oder das KIT sich auflösen, müs-
sen die Beschäftigungsverhältnisse au-
tomatisch an das Land zurück fallen. 
 
Wissenschaftliche Mitbestim-
mung, Partizipation der Beschäf-
tigten 
Das Ministerium verlangt eine Konkreti-
sierung. Der Personalrat schlägt folgen-
den Satz für das Gesetz (z.B. als Er-
gänzung von § 11 oder § 12) vor: 
"Zur Stärkung der inneren demokrati-
schen Strukturen werden die für Institute 
geltenden Regelungen für die wissen-
schaftliche Mitbestimmung, die in Sat-
zungen und Rahmenordnungen nieder-
gelegt sind, auf alle übrigen Organisati-
onseinheiten sinngemäß übertragen. 
Dies gilt insbesondere für die neu ge-
gründeten gemeinsamen Organisati-
onseinheiten (wie Zentren, Schwerpunk-
te und Dienstleistungseinheiten)." 
Zielvorgabe des Landes an das KIT soll-
te ein kontinuierlicher Verbesserungs-
prozess zu einer stärkeren Partizipation 
aller Beschäftigten sein. Ein Teil-
ziel einer besseren Teilhabe der Be-
schäftigten an Entscheidungen und de-
ren Umsetzung ist die Sicherstellung ei-
ner Kommunikation auf Augenhöhe in 
Besprechungen mit Führungskräften. 
Dazu sind von KIT-Gremien (Senat, 
Personalrat, UStA, ...) Pilotprojekte vor-
zuschlagen, die durch das Land mode-
riert und begleitet werden.  
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Die Studierendenschaft am Karlsruher 
Institut für Technologie (KIT) begrüßt 
grundsätzlich, dass die Autonomie des 
KIT erweitert werden soll. Unabdingbare 
Voraussetzung ist jedoch eine deutliche 
Stärkung der inneren demokratischen 
Strukturen. Außerdem müssen effektive 
Kontrollmechanismen geschaffen und 
dafür gesorgt werden, dass Entschei-
dungen transparent getroffen werden. 
Es muss unbedingt verhindert werden, 
dass sich das KIT zu einem autokratisch 
geleiteten Forschungskonzern entwi-
ckelt. 
Eine exzellente Lehre muss am KIT 
höchste Priorität haben. Ziel darf nicht 
nur sein »die besten Köpfe 
an[zu]ziehen« (Zitat Eckpunktepapier 
zur Weiterentwicklung des KIT), Ziel 
muss es vielmehr sein, die besten Köpfe 
auszubilden. Das Zusammenwachsen 
von Universität und Forschungszentrum 
muss sich nach über zwei Jahren end-
lich auch positiv in der Lehre nieder-
schlagen. Es kann nicht sein, dass die 
Lehre im Dreieck „Forschung -- Lehre -- 
Innovation“ weiterhin hinten ansteht. 
Insgesamt muss die studentische Mitbe-
stimmung ausgebaut werden. Viele er-
folgreiche Konzepte, die jetzt schon am 
KIT Anwendung finden, wurden von 
Studierenden entwickelt, um Qualität 
und Effektivität der Lehre zu verbessern. 
Auch in Gremien, die das KIT-Gesetz 
derzeit nicht vorsieht, müssen die Stu-
dierenden angemessen beteiligt werden. 
Vor diesem Hintergrund stellt die Studie-
rendenschaft am KIT folgende Forde-
rungen zur anstehenden Novellierung 
des KIT-Gesetzes auf: 
Vorstand 
Der Lehre am KIT muss die Bedeutung 
zukommen, die nötig ist, um nicht nur im 
Forschungs-, sondern auch im Lehrbe-
reich eine Spitzenposition im nationalen 
sowie internationalen Vergleich belegen 
zu können. Deshalb ist ein hauptamtli-
ches Vorstandsmitglied, das ausschließ-
lich für die Lehre zuständig ist, unum-
gänglich. Hinsichtlich dieses Vor-
standsmitglieds darf es auch keine Ab-
weichung geben. Aus diesem Grund soll 
§ 5 Abs. 1 entsprechend geändert wer-
den. 
Zudem regen wir an, ein nebenamtli-
ches studentisches Vorstandsmitglied 
einzuführen, um den Blick des Vor-
stands für die Lehre zu schärfen (ergän-
ze dahingehend § 5 Abs. 1). Die Ausbil-
dung der Studierenden ist eine der 
Kernaufgaben des KIT und ein studenti-
sches Vorstandsmitglied daher eine 
starke Unterstützung für den übrigen 
Vorstand. 
Des Weiteren schlagen wir vor, analog 
zu § 5 Abs. 6 einen Ausschuss aus Vor-
stand und Vertretern der Studierenden-
schaft zu schaffen, der einem regelmä-
ßigen Austausch in Angelegenheiten 
dient, welche die Studierenden betref-
fen. 
Aufsichtsrat 
Aufgrund der Erweiterung der Selbst-
ständigkeit des KIT wächst die Verant-
wortung des Aufsichtsrats. Das heißt für 
uns, dass sich der Aufsichtsrat eindeutig 
auf seine Kernaufgabe als Kontrollorgan 
konzentrieren muss. Die strategischen 
Aufgaben müssen in den Hintergrund 
treten. Deshalb fordern wir, dass die fol-
genden Kompetenzen an den Senat 
übertragen werden: 
• Wahl der hauptamtlichen Vor-
standsmitglieder (§ 8 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 1) 
• Beschlussfassung über den Struk-
tur- und Entwicklungsplan (Nr. 3) 
• Beschlussfassung über den Entwurf 
des Wirtschaftsplans und des Fi-
nanzplans (Nr. 4) 
• Beschlussfassung über die Funkti-
onsbeschreibung von Stellen für 
Anhang 2: Forderungen der Studierendenschaft am Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT) zur Novellierung des KIT-Gesetzes: 
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Hochschullehrer (Abs. 2 Satz 1 Nr. 
3) 
Diese Kompetenzen sind unserer Mei-
nung nach im Senat deutlich besser 
aufgehoben, da hier im Gegensatz zum 
Aufsichtsrat alle beteiligten Gruppen 
vertreten sind. Dem Aufsichtsrat sollen 
dabei jeweils die entsprechenden Be-
fugnisse übertragen werden, die derzeit 
dem Senat zustehen (Bestätigung der 
Wahl, Stellungnahme zu …; § 10 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1, 3 und 4, Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2). 
Ein Aufsichtsrat kann seine Aufgabe als 
Kontrollgremium nur umfassend erfüllen, 
wenn ein Einblick in die Strukturen und 
Vorgänge der zu beaufsichtigenden Ein-
richtung besteht. Deshalb soll der Auf-
sichtsrat sich zukünftig mindestens zur 
Hälfte aus Mitgliedern des KIT zusam-
mensetzen. Des Weiteren fordern wir 
die Festschreibung von mindestens ei-
nem studentischen Aufsichtsratsmitglied 
im KIT-Gesetz (ändere § 7 Abs. 1 ent-
sprechend). 
Senat 
Da es, wie der Prozess der Erarbeitung 
und Verabschiedung der gemeinsamen 
Satzung des KIT gezeigt hat, von innen 
heraus nicht möglich ist, eine angemes-
sene studentische Beteiligung im Senat 
herbeizuführen, sehen wir hier den Ge-
setzgeber in der Pflicht. Wir fordern, 
dass im KIT-Gesetz festgeschrieben 
wird, dass es sich bei 25\% der Mitglie-
der des Senats um Studierende oder 
eingeschriebene Doktoranden handeln 
muss. Allgemein muss die Verteilung 
der Senatsplätze unter den vertretenen 
Gruppen noch einmal genauer über-
dacht werden. 
Am Forschungszentrum Karlsruhe hatte 
es sich bewährt, die Kompetenzen von 
Vorstand und Wissenschaftlich-
Technischen Rat zu trennen. Dieses 
Prinzip soll auf Vorstand und Senat des 
KIT übertragen werden, sodass Mitglie-
der des Vorstands nicht zugleich Mit-
glieder des Senats sein dürfen (streiche 
§ 9 Punkt 1 und ergänze § 9 entspre-
chend). Anstelle des Vorstandsvorsit-
zenden soll ein vom Senat aus seinen 
Reihen gewähltes Mitglied dem Senat 
und seinen Ausschüssen vorsitzen (än-
dere § 6 Abs 1 Satz 2 und ergänze § 9 
entsprechend). 
Um die notwendige Transparenz bei den 
Entscheidungen herbeizuführen fordern 
wir, dass der Senat öffentlich tagt, so-
fern dies nicht anderen Gesetzen ent-
gegensteht, denn: Jedes Mitglied des 
KIT soll die Möglichkeit haben, die Vor-
gänge und die ihnen zu Grunde liegen-
den Informationen mitzuverfolgen. 
Studierendenschaft 
Durch die erweiterte Autonomie, die das 
KIT in Zukunft haben soll, wird auch die 
Studierendenschaft stärker in die Ver-
antwortung genommen. Die geplante 
Wiedereinführung der Verfassten Stu-
dierendenschaft mit Satzungs– und Fi-
nanzhoheit sowie politischem Mandat in 
Baden–Württemberg, muss auch am 
KIT vollzogen werden. 
Um die Verzahnung und den Informati-
onsaustausch zwischen der Selbstver-
waltung des KIT und der studentischen 
Selbstverwaltung zu gewährleisten, for-
dern wir das Gastrecht für mindestens 
einen von der Studierendenschaft be-
stimmten Studierenden in den zentralen 
Organen des KIT. 
Zivilklausel 
Die Verpflichtung zur friedlichen For-
schung ist eine grundsätzliche for-
schungspolitische Entscheidung und 
nicht nur auf den Komplex der Großfor-
schung zu beziehen. Daher sollte dies 
für das gesamte KIT gelten. § 1 soll um 
folgenden Absatz ergänzt werden: »Das 
KIT verfolgt nur friedliche Zwecke.« Im 
Zuge dessen fordern wir, dass unter § 
10 ergänzt wird »(6) Der KIT-Senat kann 
einstimmig über die Genehmigung nach 
§ 1 Abs. 5 strittiger Fälle entscheiden.« 
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Dies entspricht der bisherigen Klausel 
aus dem Gründungsvertrag des frühe-
ren Forschungszentrums, die sich in den 
vergangenen 50 Jahren in der Praxis 
bewährt und in weiten Zügen das Bild 
der Forschungslandschaft geprägt hat. 
Dienstherrenfähigkeit und Arbeitge-
bereigenschaft 
Die im Eckpunktepapier vereinbarte 
»Dienstherrenfähigkeit und Arbeitgeber-
eigenschaft für seine Beamtinnen, Be-
amten und Beschäftigten« hat gravie-
rende Auswirkungen für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer am KIT. 
Zum einen verringert sich die Arbeits-
platzsicherheit, da betriebsbedingte 
Kündigungen nicht mehr durch das Land 
abgefangen werden können. Zum ande-
ren besteht die Befürchtung, dass es auf 
längere Sicht zumindest für die Mitarbei-
ter am Campus Nord zu einer schlechte-
ren Bezahlung kommen wird. Im Bezug 
auf beide Punkte nehmen wir die Koali-
tion beim Wort, dass sie »dafür Sorge 
tragen« wird, dass die Änderungen 
»nicht zu Lasten der Beschäftigten und 
deren Arbeitsplatzsicherheit« (Zitat Koa-
litionsvertrag) gehen wird. In Bezug auf 
studentische Hilfskräfte darf die Über-
tragung der Arbeitgebereigenschaft auf 
keinen Fall zu einer finanziellen 
Schlechterstellung führen. 
Bauherreneigenschaft 
Im Eckpunktepapier zwischen Bund und 
Land ist ebenfalls vereinbart worden, 
dass dem KIT auf dem ehemaligen Are-
al der Mackensen-Kaserne (Campus 
Ost) die Bauherreneigenschaft übertra-
gen wird. Der Gesetzgeber muss die 
Übertragung der Bauherreneigenschaft 
einer kritischen Überprüfung unterzie-
hen, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt, ob die öffentlichen Mittel, die das 
KIT zur Ausübung der Bauherreneigen-
schaft erhält, auch der Lehre in genü-
gendem Maße zu Gute kommen. Sollten 
sich Bund und Land dafür entscheiden 
dem KIT nach der Erprobungsphase die 
Bauherreneigenschaft für alle Campus 
des KIT zu übertragen, so ist darauf zu 
achten, dass dem KIT ein ausreichen-
des Budget zur Verfügung gestellt wird, 
sodass der Sanierungsbedarf bewältigt 
werden kann und bei Bauvorhaben kei-
ne Abhängigkeit von Drittmitteln ent-
steht. 
Gleichstellung und Chancengleich-
heit 
Die Studierendenschaft begrüßt aus-
drücklich die im Eckpunktepapier vorge-
sehene Satzungsautonomie in Fragen 
der Gleichstellung und Chancengleich-
heit. Durch die Vereinheitlichung auf 
Grundlage von LHG, Chancengleich-
heitsgesetzes und Ausführungsverein-
barung Gleichstellung wird das KIT fak-
tisch gezwungen, in diesem Bereich ei-
ne Vorreiterrolle einzunehmen. Im Zuge 
dessen müssen auch bisher vernach-
lässigte Themen wie die Belange von 
Studierenden mit Kind(ern) endlich Be-
achtung finden. 
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Exzellente Forschung  
 
ver.di: Die Erweiterung der Autonomie des KIT 
ist in solchen Bereichen sinnvoll, in denen vor 
Ort schnell und mit Kenntnis der internen Pro‐
zesse gehandelt werden muss. Die staatliche 
Verantwortung für Forschung und Lehre darf 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. Die Kon‐
trolle darüber muss weiterhin vom Land geleis‐
tet werden.  
 
 Wir begrüßen sehr, dass die Erweiterung der 
Autonomie mit der Stärkung innerer demokra‐
tischer Strukturen einher gehen soll. Solche 
demokratischen Strukturen sind im Großfor‐
schungsbereich für den Wis‐senschaftsbereich 
bereits teilweise vorhanden: in der Form von 
Institutsleitungsausschüssen mit gewählten Be‐
schäftigten und Institutsversammlungen mit 
einer gewählten Versammlungsleitung. Diese 
Strukturen sind im Großforschungsbereich ak‐
zeptiert, auf den Universitätsbereich aber nur 
bedingt an‐wendbar. Sie sind für alle Beschäf‐
tigten weiterzuentwickeln und deren Anwen‐
dung und Erfolg zu kontrollieren. Eine Verzah‐
nung der Mitbestimmungsgremien (durch Per‐
sonalratsvertreter im Senat und im Aufsichts‐
rat) und die frühzeitige Einbindung in Entschei‐
dungen fördert die Akzeptanz von Beschlüssen 
und deren flächendeckender Umsetzung 
enorm.  
 
 ver.di stellt sich hinter die Forderungen des 
örtlichen Personalrats und des Hauptpersonal‐
rats. Dazu gehören in erster Linie die Drittelbe‐
teiligung von Arbeitnehmervertretern im Auf‐
sichtsrat, der Erhalt des Stufenverfahrens zum 
Wissenschaftsministerium und eine großzügige 
Gestaltung des Widerspruchsrechts für Arbeit‐
nehmerInnen und BeamtInnen.  
 
 Wir begrüßen die Ankündigung, dafür Sorge 
tragen zu wollen, dass der Übergang der Ar‐
beitgebereigenschaft nicht zu Lasten der Be‐
schäftigten und deren Arbeitsplatzsicherheit 
geht. Der Übergang der Arbeitgebereigenschaft 
vom Land an das KIT verschlechtert die Ar‐
beitsplatzsicherheit dadurch, dass mögliche be‐
triebsbedingte Kündigungen im Land leichter 
abgefangen werden können als im KIT. Der Ge‐
setzgeber muss deshalb dafür Sorge tragen, 
dass diese Benachteiligung entweder durch 
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen 
oder Rückfall der Betroffenen zum Land ausge‐
schlossen wird.  
 
 Wir gehen davon aus, dass ver.di frühzeitig 
bei der Vorbereitung des Gesetzesvorhabens, 
analog der beamtenrechtlichen Beteiligungsre‐
gelung, beteiligt wird.  
 
 
Koalitionsvertrag: Die universitäre Spitzen‐
forschung und deren Erfolge in unserem 
Land werden wir weiter mit aller Kraft unter‐
stützen – sowohl im Rahmen der Exzellenz‐
initiative als auch darüber hinaus. Wir wollen 
prüfen, wie die qualifizierten Wissenschaftle‐
rinnen und Wissenschaftler mit ihrer Leis‐
tungsfähigkeit auch nach Beendigung ihrer 
Projekte im Rahmen der Exzellenzinitiative 
für die Wissenschaft gehalten werden kön‐
nen.  
Das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 
werden wir weiter entwickeln, indem wir 
seine Autonomie erweitern und seine inne‐
ren demokratischen Strukturen stärken. Den 
Übergang der Arbeitgebereigenschaft vom 
Land an das KIT werden wir umsetzen und 
dafür Sorge tragen, dass dies nicht zu Lasten 
der Beschäftigten und deren Arbeitsplatzsi‐
cherheit geht. 
Anhang 3: Auszug der Stellungnahme der Gewerkschaft ver.di zum Koa-
litionsvertrag und KIT: 
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Alle Hochschulmitglieder beteiligen  
 
ver.di: Das Leitbild der unternehmerischen 
Hochschule haben wir von Anfang an abge‐
lehnt, deshalb begrüßen wir die Abkehr davon.  
 
 Externe Hochschulbeiräte anstelle von Auf‐
sichtsräten sind dann eine gute Sache, wenn 
die Aufgaben der bisherigen Aufsichtsräte voll‐
ständig an den Senat übergehen. Wenn das 
nicht der Fall ist, entsteht eine Aufsichtslücke: 
weder der Staat (das Land) noch die Mitglieder 
der Einrichtungen können dann die Aufsicht 
über den Vorstand ersetzen. Der Vorstand 
würde allmächtig werden. Das darf nicht sein. 
Die Ge‐fahr ist größer, je autonomer die Wis‐
senschaftseinrichtung ist.  
 
 In externen Hochschulbeiräten müssen die 
Gewerkschaften als wichtige gesellschaftliche 
Gruppe und als Vertreterinnen der abhängig 
Beschäftigten, vertreten sein. Sie geben den In‐
teressen der Beschäftigten in unserer Gesell‐
schaft eine Stimme, denn nicht nur Wirt‐
schaftsunternehmen sondern auch abhängig 
Beschäftigte und ihre Familien, müssen von 
den Ergebnissen in Wissenschaft und Forschung 
profitieren können.  
 
 Die Einrichtung einer verfassten Studieren‐
denschaft wird ausdrücklich begrüßt.  
 
 Der Überschrift dieses Kapitels folgend, 
meinen wir, dass die Beteiligungsrechte aller 
Mitglieder der Hochschule gestärkt werden 
müssen. Professoren, Wissenschaftliche Be‐
schäftigte, Studierende und auch nicht wissen‐
schaftlich Beschäftigte, die einen großen Anteil 
der an der Hochschule beschäftigten Hoch‐
schulmitglieder ausmachen und ohne die Wis‐
senschaft und Forschung nicht praktiziert wer‐
den könnten. Senat und Fakultätsräte müssen 
insbesondere auch bei den Finanzen wieder 
mitbestimmen können. Eine besondere Mitbe‐
stimmung der Studierenden hinsichtlich der Er‐
satzmittel für die Studiengebühren ist aus un‐
serer Sicht problematisch, denn es handelt sich 
um Steuermittel von deren Verwendung alle 
Mitglieder der Hochschule gleichermaßen be‐
troffen sind. Bei einer Viertel‐Beteiligung der 
Hochschulgruppen in den Gremien wäre die 
Partizipation aller Gruppen am besten gewähr‐
leistet.  
 
 
Gute Arbeit an den Hochschulen  
 
ver.di: Die Zahl der unbefristet Beschäftigten 
im Mittelbau zu erhöhen und wissenschaftliche 
Koalitionsvertrag: Kriterien guter Arbeit 
müssen auch an Hochschulen gelten. Die 
Flexibilisierung und Prekarisierung der Ar‐
beitsverhältnisse betrachten wir kritisch. Wir 
streben an, innerhalb der nächsten fünf Jah‐
re die Zahl unbefristeter Mittelbaustellen an 
den Hochschulen in Baden‐Württemberg zu 
erhöhen. Wissenschaftliche Karrieren müs‐
sen auch ohne eine angestrebte Professur 
möglich sein. Wir setzen uns für einen bun‐
desweit gültigen Wissen‐schaftstarifvertrag 
unter Berücksichtigung der Hilfskräfte ein. 
Wir wollen gemeinsam mit den Hochschulen, 
den Promovierenden sowie den Gewerk‐
schaften eine landesweite Strategie ausar‐
beiten, um die Promotionsphase attraktiver 
und sozial sicherer zu gestalten und die Be‐
treuung der Promotionen zu verbessern. 
Koalitionsvertrag: Wir setzen uns für selbst‐
bewusst handelnde Hochschulen ein: Sie sol‐
len mehr Gestaltungsfreiheit erhalten und 
mehr Verantwortung für die gesellschaftliche 
Entwicklung wahrnehmen können, für die sie 
im Gegenzug um‐fassende Transparenz her‐
stellen. Das Leitbild der „Unternehmerischen 
Hochschule“, das dem aktuellen Landes‐
hochschulgesetz zugrunde liegt, hat noch nie 
zu den Hochschulen gepasst. Gemeinsam mit 
den Hochschulen wollen wir das Landes‐
hochschulgesetz neu ausrichten und dabei 
demokratische Strukturen stärken. Anstelle 
der bestehenden Aufsichtsräte wollen wir 
externe Hochschulbeiräte etablieren, die die 
Hochschulen mit Blick von außen beratend 
begleiten. Wir wollen den Studierenden wie‐
der eine organisierte Stimme in den Hoch‐
schulen geben. Dafür werden wir eine de‐
mokratisch legitimierte, autonom handelnde 
und mit eigener Finanzhoheit ausgestattete 
Verfasste Studierendenschaft einrichten, die 
auch über die Belange der Hochschule hin‐
aus mit einem entsprechenden Mandat an 
der gesellschaftlichen Willensbildung teil‐
nimmt. Überall dort, wo es um Studium und 
Lehre geht, müssen Studierende mitgestal‐
ten können. Künftig sollen Studierende auf 
Au‐genhöhe über die Verwendung der vom 
Land zur Verfügung gestellten Kompensati‐
onsmittel für die wegfallenden Studienge‐
bühren mitentscheiden. 
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Karrieren auch ohne Professur zu ermöglichen, 
wird begrüßt. Zusätzlich sollte aber auch eine 
Professur analog zum "associated professor" 
eingeführt werden, die nach angelsächsischem 
Vorbild den Status nach dem Post‐Doc als selb‐
ständig arbeitender Wissenschaftler festigt.  
 
 Ein eigener Wissenschaftstarifvertrag ist aus 
unserer Sicht der falsche Weg. Vielmehr sollten 
die vorhandenen Sonderregelungen des TV‐
Länder (§ 40 TV‐L) für die Beschäftigten in der 
Wissenschaft verbessert werden, ver.di ist dazu 
bereit. Vor allem sollten die vielen Kann‐
bestimmungen durch verbindlichere Re‐
gelungen abgelöst werden, die den Betroffenen 
Perspektiven und Planungssicherheit geben. 
Eine restriktive Anwendung des TV‐L in der 
Praxis führt dazu, dass die Möglichkeiten, die 
der TV‐L bietet nicht ausgeschöpft werden. Hier 
kann die Landesregierung unmittelbar bessere 
Verhältnisse schaffen. Ein Wissenschaftstarif‐
vertrag würde an den Problemen nichts än‐
dern. Im Gegenteil, nachdem was wir aus den 
Reihen der Hochschulleitungen hören, die ei‐
nen Wissenschaftstarifvertrag forcieren, ist die 
Hauptmotivation eine weitergehende Flexibili‐
sierung der Bezahlungsinstrumente für die Ar‐
beitgeber. Bei gleich bleibendem Budget be‐
deutet das noch mehr Unsicherheit und noch 
weniger Planbarkeit für die Beschäftigten. Au‐
ßerdem führen eigene Tarifverträge für einzel‐
ne Gruppen von Beschäftigten in einer Dienst‐
stelle zur Entsolidarisierung und zu Vertei‐
lungskämpfen zwischen den abhängig Beschäf‐
tigten. Wir setzen darauf, dass noch bestehen‐
de Restriktionen seitens des Ministeriums auf‐
gehoben werden und sich die Landesregierung 
in der TdL dafür stark macht, dass die Verhand‐
lungsführung der TdL bereit ist mit ver.di über 
Verbesserungen der wissenschaftsspezifischen 
Regelungen zu verhandeln. Seit langem fordern 
wir die Einbeziehung auch der Hilfskräfte in den 
TVL. Dies ist besonders deshalb von Bedeutung, 
weil bei näherer Betrachtung viele als studenti‐
sche Hilfskräfte Eingestellte gar keine wissen‐
schaftliche Hilfstätigkeit ausüben, sondern re‐
guläre TV‐L‐Tätigkeiten ausüben und damit re‐
guläre Beschäftigung verdrängen. Solange die 
„echten“ wissenschaftlichen Hilfskräfte aus 
dem TV‐L ausgeschlossen sind, wird es diesen 
Missbrauch geben.  
 
 Gute Arbeit an Hochschulen muss auch alle 
nicht wissenschaftlich Beschäftigten einschlie‐
ßen. Auch dort ist das Dauerarbeitsverhältnis 
nicht mehr die Regel. Neueinstellungen erfol‐
gen meist befristet. Gerade Beschäftigte in den 
Laboren, Werkstätten, Sekretariaten, der Ver‐
waltung und dem Service sind auf ein gesicher‐
tes Einkommen angewiesen und brauchen eine 
klare Zukunftsperspektive.  
 
 Ein besonderes Problem stellt das Wissen‐
schaftszeitvertragsgesetz dar, das die umfas‐
sende Drittmittelbefristung auch für das nicht 
wissenschaftliche Personal vorsieht und gleich‐
zeitig eine Tarifsperre enthält. Diese Einschrän‐
kung des Koalitionsrechts ist aus unserer Sicht 
mit der Wissenschaftsfreiheit nicht zu begrün‐
den. Deshalb setzen wir darauf, dass die Lan‐
desregierung sich im Bund gemeinsam mit an‐
deren Ländern wie NRW dafür stark macht, die 
Tarifsperre des Wissenschaftszeitvertragsge‐
setzes und die Drittmittelbefristung für nicht 
wissenschaftlich Beschäftigte aus dem Gesetz 
zu entfernen.  
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